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Durch das jüngste Gutachten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor­
schung (DIW) zu einer ökologischen Steuerreform wurde die Diskussion 
um ein Steuersystem, welches der Knappheit der Ressource Umwelt 
und einem Nachfragedefizit in der Ressource Arbeit besser Rechnung 
trägt, neu entfacht. Im Mittelpunkt des folgenden Artikels steht eine kriti­
sche Auseinandersetzung mit dem methodischen Vorgehen des DIW bei 
der Analyse der volkswirtschaftlichen Auswirkungen eines konkret for­
mulierten Ökosteuer-Szenarios. Es wird empfohlen, bei der Beurteilung 
der gesamtwirtschaftlichen Folgen einer Steuerreform ein Analyseinstru­
mentarium zu verwenden, das im Vergleich zu den eingesetzten DIW­
Instrumenten weitaus konsistenter und durch den verstärkten Rückgriff 
auf finanzwissenschaftliche Erkenntnisse problemadäquater ist. Ausge­
hend von den offensichtlichen Schwachstellen der DIW-Studie wird für 
ein umfassenderes Verständis einer ökologischen Steuerreform [1] plä­
diert, das sich durch den arbeitsteiligen, zielorientierten Einsatz von 
Steuern auszeichnet: Umweltsteuern als Lenkungsinstrumente zur Inter­
nalisierung negativer externer Umwelteffekte und möglichst allokations­
neutrale Finanzierungssteuern zur Sicherung sozialer Umverteilungs­
maßnahmen und anderer staatlicher Aktivitäten. 

Kernpunkt der von Greenpeace 
beim DIW In Auftrag gegebenen 
Studie [2) Ist die Analyse eines 

Wirtschaftsszenanos fur einen Betrach­
tungszeitraum bis 2010, bel der eme 
JährliCh progressIv steigende EnergIe­
steuer Im nalionalen Alleingang aufkom­
mensneutral an die Unternehmen und 
Haushalte entsprechend dem Anteil die­
ser Wirtschaftssektoren am zusätzlichen 
Energiesteueraufkommen zuruckgege­
ben Wird. Dabei erhalten die pnvaten 
Haushalte eine jährliche Pro-Kopf-Erstat­
tung (Öko-Bonus), während die Unter­
nehmen In Ihren Arbeitskosten liber 
eine Senkung Ihrer Beitrage zur SOZial­

usual) kommt das DIW zu folgenden Er­
gebnissen: 

• Wachstum und Außenhandel (Wettbe­
werbsfahlgkelt) werden nicht negativ be­
elntrachligt; 

• gesamtwirtschaftlich ISt selbst bel vor­
Sichtiger SChatzung nach zehn Jahren 
mit biS zu einer halben Million zusatz­
licher Beschaftlgter zu rechnen; 

• die Steuerreform ISt sozIalvertraglich 
(untere Einkommen werden nicht bela­
stet, sondern entlastet) und vernngert 
das StaatsdefIZIt (Staatshaushalte wer­
den entlastet); 

versicherung (hier: Rentenversicherung) • der Pnmärenergleverbrauch Sinkt 
kompensiert werden. gegenliber 1987 bis zum Jahr 2010 um 

Bel der gesamtwirtschaftlichen Beur- fast 24 %, der CO2-Ausstoß um fast 25 %. 

teilung dieses Szenanos Im Vergleich zu In der DIW-Studle erweist Sich die 
einem Referenzszenano (business as Steuerreform als wahrer Konlgsweg. Die 

Belastbarkeit dieser Aussagen muß je­
doch daran gemessen werden, wie kon­
sistent und problemadaquat das ver-
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Eine Langfassung des Artikels (18 S DIN A4) mrt 
theoretischen Voruberlegungen zur FunkIIOn IIon 
Steuern In einer okologlsch orientierten Marktwlr1-
schaft sowie Hinweisen auf Probleme bei der Um­
setzung steuertheoretischer Ideale sendet das IER 
dem Interessierten Leser gerne zu 
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wendete Modellinstrumentanum ISt und 
wie plausibel die geselzten Rahmenbe­
dmgungen erscheinen. Ein Fazit sei vor­
ab erlaubt: Die Modellanalyse des DIW 
weist größere Inkonslstenzen hinsicht­
lich der Abstimmung einzelner Modell­
Ietle auf; zudem Sind die verwendeten 
EInzeiansätze wenig problemadäquat 

und die unterstellten Rahmendaten 
kaum mehr aktuell. Die weitreichenden 
Schlußfolgerungen Sind In Anbetracht 
der methodischen Mangel nicht haltbar. 

Zunachst soll vereinfacht das metho­
dische Vorgehen des DIW beschneben 
werden, soweit es aus der Langfassung 
der Studie ersichtlich 1St. Die Bewertung 
des Ökosteuer-Szenanos Wird In drei 
Tellstufen vollzogen. Auf der ersten Stufe 
werden die direkten und indirekten 
Preiseffekte einer Energiesteuer [3) samt 
Kompensation der Arbeitgeber In den 
Lohnkoslen über 15 Jahre mit Hilfe eines 
statischen Input-Output-Modells abge­
leitet. Wie In einem stalischen Ansatz 
nicht anders zu erwarten, entwickeln 
Sich die Relativpreise flir energIeintensI­
ve Sektoren nachteilig und für arbeits­
intenSive Sektoren vorteilhaft. Im zweiten 
Schntt werden diese PreisImpulse samt 
den ebenfalls uber die Input-Output­
Analyse abgeleiteten Öko-Bonl für die 
Haushalte als entscheidende Rahmen­
großen einem okonometnschem Kon­
junkturmodell vorgegeben. Das ökono­
metnsche Modell dient zur Berechnung 
wlchtrger volkswirtschaftlicher Aggrega­
te wie WIrtschaftswachstum, Beschattl­
gung etc. Beim Vergleich des Referenz­
senanos mit dem Ökosteuer-Szenano 
ergeben Sich In den Modellrechnungen 
vernachlasslgbare Unterschiede bezug­
lich des WIrtschaftswachstums. aller­
dings Wird Im Energlesteuerszenarro ein 
Arbeltsplatzzuwachs von mindestens 
600 000 Beschäftigten prognostiziert. 
Zur Beurteilung des Energieverbrauchs 
und energiebedingter CO2-Emlsslonen 
bedient Sich das DIW einer Reihe von 
Szenarren über die Energlenachfrage­
entwicklung In verschiedenen Wirt­
schaftsbereichen [4]. Gegenuber einem 
Baslsszenano Wird die zusatzllche Ener­
gleelnsparung und EmissIonsreduktion 
aufgrund der erhohten Energiepreise Im 
wesentlichen geschatzl. 

Methodische Schwach­
punkte des 
Instrumentariums 

Die Analyse des DIW-Instrumentarr­
ums offenbart erhebliche methodische 
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Bild : The Image Bank 

Schwachpunkte, von denen hier nur 
einige erwähnt werden sollen: 

• Die Ableitung der relativen Preise nt­
wicklung, d ie durch eine Energiesteuer 
mit simultaner Arbeitskostenentlastung 
induziert wird, ist im Rahmen eines sta­
tischen Input-Output-Ansatzes mit kon­
stanter Nachfrage problematisch. Exo­
gene Eingriffe über Energ iesteuern bzw. 
Lohnsubventionen in der vorgeschlage­
nen Größenordnung lösen erhebliche 
Substitutionsprozesse in der Produk­
tions- und Nachfragestruktur aus. Dabei 
ist in einer Volkswirtschaft mit begrenz­
ten Ressourcen die Entwicklung der Re­
lativpreise von den Komplementaritäts­
bzw Substitutionalitätsbeziehungen der 
Produktionsfaktoren und Konsumgüter 
abhängig. 

• Auch im ökonometrischen Modell wer­
den Struktur- und Substitutionseffekte in­
folge geänderter Preisverhältnisse nicht 
abgebildet. Das verwendete gesamtwirt­
schaftl iche Modell kennt keine direk­
ten Substitutionsbeziehungen zwischen 
Arbeit, Kapital und Energie. Es bleibt of­
fen, in welchem Umfang und in welche 
Richtung Allokationsveränderungen auf-
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treten: So könnte argumentiert werden, 
daß Energie und Arbeit auch häufig in 
einem komplementären Verhältn is zu­
einander stehen. Dann würde eine star­
ke Verteuerung von Energie auch zu 
einer Freisetzung von Arbeit führen - po­
sitive Beschäftigungseffekte, wie sie auf­
grund eines Rückgangs der Lohnkosten 
aus der statischen Input-Output-Rech­
nung gefolgert werden, wären nicht 
mehr zu erwarten. 

• Sektorale Produktions- und Beschäfti­
gungseffekte werden alleine auf der 
Grundlage der statisch abgeschätzten 
Preiseffekte einer ökologischen Steuer­
reform vermutet, eine analytische Dar­
stellung fehlt. 

• Völl ig unzureichend ist die Abbi ldung 
möglicher Effekte der ökologischen 
Steuerreform im nationalen Alleingang 
auf den deutschen Außenhandel: In der 
Basisvariante des ökonometrischen Mo­
dells werden die inländischen Preisef­
fekte durch nominale Abwertungen der 
deutschen gegenüber ausländischen 
Währungen neutralisiert. Für eine sach­
gerechte Beurteilung der Wettbewerbs­
fähigkeit bzw der Entwicklung des 

Außenhandels und damit verbundener 
Probleme wie Umweltdumping (Verlage­
rung energieintensiver Produktionen ins 
Ausland [5]) wäre anstelle eines exoge­
nen realen Wechselkurses die Endoge­
nisierung dieser Größe notwendig sowie 
eine sektoral differenzierte Analyse der 
Ex- und Importe erforderlich (verg leiche 
[6]). Einerseits räumt das DIW zwar ein, 
daß das verwendete ökonometrische 
Modell die starke Einbindung Deutsch­
lands in die Weltwirtschaft kaum abbil­
den könne, andererseits wird aber be­
hauptet, analytisch belastbar folgern zu 
können, daß auch im nationalen Allein­
gang "eine Gefährdung der Wettbe­
werbsfähigkeit der deutschen Vol kswirt­
schaft insgesamt .. . nicht zu befürchten 
(ist)" [7] . 

• Wirkl ichkeitsfremd ist in der Basisvari­
ante die Setzung konstanter Realzinsen. 
Dadurch werden die Auswirkungen 
eines erhöhten Investitionsbedarfs für 
Energieeinsparmaßnahmen auf den Ka­
pitalmarkt bzw. die übrige gesamtwirt­
schaftl iche Investitionstätigkeit unter­
schlagen. 

• Die Lenkungseffekte der Energiesteu­
er werden isoliert für verschiedene Be­
reiche der Energ ieverwendung auf der 
Grundlage von mehr oder weniger wi ll­
kürlichen Annahmen abgeschätzt. Im 
Verg leich zu vorliegenden Preis-Men­
gen-Elastizitäten aus anderen Studien 
(C02-Minderungsstudien der IEA und 
der EU) wird der Energienachfragerück­
gang als Reaktion auf die Energiesteuer 
systematisch überschätzt. Wichtige insti­
tutionelle Hemmnisse für eine kosteneffi­
ziente CO2-Reduzierung wie zum Bei­
spiel die deutschen Steinkohlesubven­
tionen werden in der Untersuchung zu 
wenig berücksichtigt. Die beschriebe­
nen erheblichen kurzfristigen Wirkun­
gen der Steuer auf den Energiever­
brauch beruhen eher auf Wunschvor­
stellungen über das Verhalten der Wirt­
schaftseinheiten. Kritisch ist weiter anzu­
merken, daß die Verdrängung von Ener­
gie im gesamtwirtschaftlichen Produk­
tions- bzw. Konsumprozeß in keinen 
analytischen Zusammenhang zur Ver­
fügbarkeit anderer Ressourcen gesetzt 
wird. Hohe Energieeffizienz wie es in der 
Stud ie suggeriert wird, kann kein Selbst­
zweck sein. Technische Energieeffizienz 
sagt nichts über ökonomisch sinnvolle 
Energieeffizienz aus. Wenn aufgrund fal­
scher Signale wie zu hoher Energieprei­
se eine "Effizienzrevolution" (8) erzwun­
gen wird, ist dies unter dem Gesichts­
punkt einer ökonomisch effizienten Res­
sourcenallokation genauso bedenklich 
wie die oft zitierten zu hohen Belastun­
gen des Faktors Arbeit. 

• In der Studie wird der Verbrauch be­
stimmter Energieträger als Näherungs­
wert für verschiedenartige, nicht näher 
klassifizierte Umweltbelastungen und -ri­
siken verwendet. Das DIW gibt zwar 
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selbst zu, daß ein differenzierter Steuer­
satz fur einzelne Energieträger bzw. Stoff­
ströme gemäß den damit verbundenen 
Umweltschäden und -riSiken vorzuzie­
hen wäre, bestreitet Jedoch, daß eine 
Steuerdifferenzierung die Ergebnisse 
der Untersuchung wesentlich verändern 
wurde. Diese Feststellung ISt hinsichtlich 
sektoraler AUSWirkungen kaum nach­
vollZiehbar - so spielt es beispielsweise 
Im Bereich der chemischen Industrie 
eine entscheidende Rolle, ob die Steuer 
nach energetISchem und nIchtenergetI­
schem Verbrauch bel der Zurechnung 
externer Kosten zum Beispiel fur CO2-

EmiSSionen differenZiert wird. Durch die 
Erhebung einer nIchtdifferenzIerten 
Steuer auf den Energiegehalt entsteht 
der Eindruck, daß Energie per se eine 
Umweltbelastung hervorruft. Dies ISt Irre­
fuhrend, da nur die bei der EnergIe­
wandlung freigesetzten spezifischen 
Schadstoffströme bel der verursa­
chungsgerechten Internalisierung exter­
ner Effekte eine Rolle spielen sollten. 
Eine InternalisIerungsstrategie über eine 
reine Energiesteuer ISt deshalb Ineffl­
zlen~ was sich zum Beispiel In der Diskri­
minierung der Substitution zu emlS­
slonsfrelen bzw. emissIonsärmeren 
Energiesystemen außer!. 

Die DIW-Studle erhebt den Anspruch 
einer konSistenten Untersuchung der 
gesamtwirtschaftl ichen Folgen einer 
ökologischen Steuerreform. AngeSichts 
der mangelhaften Verknupfung bzw. feh­
lenden Rückkopplung verschiedener 
Partialmodelle sowie der stark be­
schrankten Aussagefähigkeit der ver­
wendeten EInzeimodelle Ist dieser An­
spruch und damit die Glaubwurdigkelt 
der Schlußfolgerungen kritISch zu hinter­
fragen. Das DIW bezeichnet den metho­
dischen Ansatz als "abgestimmten, 
aber nicht Interdependent verbundenen 
Einsatz verschiedener Modelle" [9). was 
wohl - an den Anforderungen einer To­
talanalyse gemessen - erhebliche Man­
gel kaschieren soll. 

In Anbetracht der genannten 
Schwachstellen Ist es problematisch, die 
Schlußfolgerungen der Studie In der Öf­
fentlichkeit als verläßliche Handlungs­
empfehlung zu vermarkten. Dem Auf­
traggeber der Studie ISt als Interessen­
verband eine seinen Zielen entspre­
chende Wertung der Modellrechnungen 
nicht zu verdenken [10]. 

Anstoß fOr vertiefende 
Forschung 

Das DIW-Gutachten sollte aufzeigen, 
wie mit einer einfachen Umgestaltung 
des deutschen Steuersystems sowohl 
die Umwelt als auch der Arbeitsmarkt 
entlastet werden können, ohne dabei 
Wohlfahrtsverluste im klassischen Sinne 
In Kauf nehmen zu müssen. 
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Diese Zielsetzung ISt wegen der man­
gelhaften Wirkungsanalyse wissen­
schaftlich nicht eingelöst worden. Ver­
dienst der DIW-Studie bleibt jedoch der 
Versuch, zum ersten Mal die volkswirt­
schaftlichen Auswirkungen einer Öko­
steuer-Variante quantitativ abgeschätzt 
zu haben. Das Gutachten muß Anstoß 
für die vertiefende wirtschaftswlssen­
schaftliche Forschung hinsichtlich der 
Frage sein, wie der Staat über Steuern 
einen SOZialen und ökologischen Rah­
men setzen kann, der Verteilungsauf­
gaben und Umweltknappheit möglichst 
effiZient Rechnung trägt. Weitere Analy­
sen sollten gerade dort ansetzen, wo 
das DIW-Instrumentarium Schwächen 
aufweist: bei einer konSistenten mikro­
ökonomisch (verhaltenstheoretisch) fun­
dierten und sektoral differenZierten Ab­
bildung von AllokatIonsveränderungen, 
die durch externe Eingriffe In das Preis­
system hervorgerufen werden. Zudem 
Ist die starke Einbindung Deutschlands 
In die Weltwirtschaft modelltechnisch 
durch den Ansatz einer offenen Volks­
Wirtschaft zu berücksichtigen - nur so 
können die Folgen eines nationalen 
Alleingangs auf sektorale und gesamt­
WIrtschaftliche Kenngrößen sowie die 
Problematik Indirekter Energle- und 
Schadstoffexporte {UmweltdumpIng wie 
z. B .• carbon-Ieakage", (Siehe [11]) abge­
schatzt werden. 

Die Kritik an der DIW-Studle und die 
Forderung nach weiterer Forschung darf 
nicht als Verzögerungsstrategie in be­
zug auf notwendige wirtschaftspolitische 
Eingriffe mißverstanden werden: Von 
selten der FinanZWissenschaft besteht 
schon seit langerer Zelt das Anliegen, 
das deutsche Steuersystem neu zu 
uberdenken; die Umweltpolitik hat be­
lastbare Ergebnisse zu externen Kosten 
der Umweltnutzung sowie fur notwendig 
erachtete Vorsorgemaßnahmen (Klima­
schutz) uber entsprechende Lenkungs­
steuern zu beruckslchtlgen; zur Be­
kämpfung des strukturellen Problems 
der ArbeitslOSigkeit gibt es Ansätze der 
Arbeitsmarktflexlbilisierung (Forderun­
gen nach Einführung eines zwei­
ten Nledrlglohn-Arbeltsmarktes, 4-Tage­
Woche bel den Volkswagenwerken In 

Wolfsburg). 

Die Attraktlvltat einer "Ökologischen 
Steuerreform" besteht darin, daß sie sug­
genert, alle drei Problem bereiche Simul­
tan zu lösen. Gerade hier liegt Jedoch 
bel einem beschrankten Ansatz für eine 
Reform - wie er von manchen Befürwor­
tern zum Beispiel In der Form einer auf­
kommensneutralen Energiesteuer pro­
pagiert Wird - die große Gefahr oder Illu­
sion: Mehrere Ziele über ein Instrument 
erreichen zu wollen ISt, kann zu erheb­
lichen EffizlenzverJusten führen. So Ist 
eine Ökosteuer zur InternaliSierung 
externer Kosten kein Königsweg zur Be­
kämpfung von Arbeitslosigkeit. Bel der 

gleichzeitigen Verfolgung mehrerer Zie­
le ist deshalb eine entsprechende An­
zahl "scharfer" (effizienter) Instrumente 
zu verwenden. Eine sinnvolle Steuer­
reform muß auf den arbeitsteiligen, ziel­
orientierten Einsatz unterschiedlicher In­
strumente abheben und dabei umwelt­
ökonomische (Internalisierung externer 
Effekte) wie finanZWlssenschafliche An­
forderungen (weitgehende Allokations­
neutralität, Steuergerechtigkeit) berück­
Sichtigen. Es ist zu hoffen, daß dieses 
umfassende Reformverständnis mehr in 
den Mittelpunkt der wissenschaftlichen 
DiskUSSion um den Königsweg zu einer 
ökologisch sozialen Marktwirtschaft 
rückt und Sich auch in der Öffentlichkeit 
gegen vereinfachende Slogans wie 
.Energie teurer - Arbeit billiger - Proble­
me gelöst" durchsetzt. 
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